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Drudisadie Nr. 2288 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Mai 1951 

7- 82000- 370/51 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Nach einer Mitteilung des Herrn Präsidenten des Bundesrates hat 
der Bundesrat am 9. Februar 1951 beschlossen, den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des§ 86 
Absatz 1 des Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen 
Bundestag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich als 
Anlage 1 den vom Bundesrat beschlossenen Entwurf nebst Begründung 
mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Entwurf ergibt sich 
aus Anlage 2. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdruckerel Gebr. Scheur, Bonn 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des § 86 Absatz 1 des 
Gesetzes über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundes Versorgungsgesetz) 

Einziger Paragraph. 

Dem ersten Absatz des § 86 wird folgen- 
der Satz angefügt: 

„Den Ländern werden die bis zum 
1. Juli 1951 nach früherem Recht zu zah- 
lenden Mehrbeträge vom Bund er- 
stattet.“ 


Begründung 

Das Bundesversorgungsgesetz ist mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1950 in Kraft getreten, 
jedoch erst am 19, Dezember 1950 verkündet 
worden. 

Der Beginn der Umrechnung der Renten hat 
sich dadurch um fast ein viertel Jahr ver- 
zögert. Es ist den Ländern nicht zuzumuten, 
die durch diese Verzögerung ohne ihr Ver- 
schulden verursachten Mehraufwendungen zu 
tragen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 


der Bundesregierung zu dem Entwurf eines Gesetzes des Bundesrates zur Änderung des 
§ 86 Absatz 1 des Gesetzes über die Versorgung der Opfer des Krieges 

(Bundesversorgungsgesetz) 


Der Gesetzentwurf des Bundesrates bezweckt, 
die Länder mit den Mehrausgaben, die sidi 
aus der Weitergewährung der höheren Be- 
züge nach bisher geltendem Redit ergeben 
und die den Ländern nadi Ablauf von drei 
Monaten nach Inkrafttreten des Bundes- 
versorgungsgesetzes zur Last fallen, erst nach 
Ablauf weiterer sechs Monate zu belasten. 
Dem Gesetzentwurf kann nicht zugestimmt 
werden. 

Der Bundesminister der Finanzen hat bereits 
In dem Rundschreiben an die Finanzminister 
der Länder vom 3. Februar 1951 (II C 
4740 — 3/51) darauf hingewiesen, daß die 
Bundesregierung zum haushaltsmäßigen Aus - 
gleich der den Ländern für 1951 — u. a. 
(durch § 86 des Bundesversorgungsgesetzes — 
erwachsenden Mehrbelastungen dem Bundes- 
tag den Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung und Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes und des Körperschaftsteuer- 
gesetzes (Drucksache Nr. 1982) vorgelegt hat. 
Durch die mit der Verabschiedung dieses Ge- 
setzentwurfs den Ländern zufiießenden Mehr- 
einnahmen wird im finanzwirtsdiaftlichen Er- 
gebnis dieselbe Enrlastungswirkung erzielt, 
die den Ländern nach dem ursprünglichen 
Willen des Gesetzgebers mit § 86 Absatz 1 
letzter Fialbsatz des Bundesversorgungs- 
gesetzes zuteil werden sollte. 

Die Bundesregierung hat inzwischen den Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer durch den Bund im 
Rechnungsjahr 1951 verabschiedet, dem der 
Bundesrat in seiner Sitzung vom 27. April 1951 
bereits grundsätzlidi zugestimmt hat — BR.- 
Drucks. Nr. 387/51 — ; bei der Bemessung 
des an den Bund abzuführenden Prozent- 
satzes des Einkommen- und Körperschaft- 
Steueraufkommens (31,3 V. F4.) sind die 
Mehrbelastungen, die den Ländern im Rech- 
nungsjahr 1951 erwachsen werden, berück- 
sichtigt worden. Zu diesen, bei der Bemessung 
des Abführungsprozentsatzes in Rechnung 


gestellten Mehrausgaben der Länder gehören 
auch die mit 30 Millionen DM veranschlagten 
Mehraufwendungen auf Grund des § 86 des 
Bundesversorgungsgesetzes (vgl. II Nr. 7 der 
Begründung zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Inanspruchnahme eines Teils der Ein- 
kommensteuer und Körperschaftsteuer). Die 
Annahme des vom Bundesrat vorgelegten 
Gesetzentwurfs würde daher für die Länder 
im Ergebnis keine finanzielle Entlastung be- 
deuten. Ein solches Gesetz würde zwar zu- 
nächst zur Folge haben, daß in Fdöhe von 
30 Millionen DM eine Lastenverlagerung von 
den Ländern auf den Bund stattfindet; aber 
daraus würde sich zwangsläufig die weitere 
Konsequenz ergeben, daß der Bund um den 
Betrag seiner Mehrbelastung und der ent- 
spredienden Länderentlastung den (alsdann 
mit 31,3 V. Fd. zu gering bemessenen) Ab- 
führungsprozentsatz erhöhen müßte. Die im 
Artikel 106 Absatz 3 des Grundgesetzes vor- 
gesehene und für das Rechnungsjahr 1951 
erstmals verwirklichte steucrwirtschaftllchc 
Verbundenheit zwischen Bundesfinanzen und 
Länderfinanzen wirkt sich mithin so aus, daß 
die Länder in demselben Umfange, In dem 
sic Ausgaben auf den Bund verlagern, zur 
Deckung dieser Ausgaben Einnahmen an den 
Bund abführen müssen. Die Absicht des 
Bundesrates, mit dem Initiativentwurf die 
Länderfinanzmasse zu entlasten, ist daher 
praktisch nicht zu verwirklichen. Eine gewisse 
Entlastung könnte sich allerdings für die- 
jenigen Länder ergeben, deren Elnkommcn- 
und Körperschaftsteuerkraft unter dem 
Durchschnitt und deren Belastung auf Grund 
des § 86 des Bundesversorgungsgesetzes über 
dem Durchsdinltt Hegt; für diese Länder 
könnte eine entsprechende Entlastung aber 
auch durch den horizontalen Finanzausgleich 
herbeigeführt werden. Der Bundesminister 
der Finanzen hat in dem eingangs erwähnten 
Rundschreiben vom 3. Februar 1951 auf diese 
Möglichkeit hingewiesen und zum Ausdruck 
gebracht, daß er sich erforderlichenfalls für 
eine entsprechende Gestaltung des Flnanz- 
ausgleichsgesetzcs für 1951 einsetzen w^erde. 
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